PAGE  
7

[image: image1.png]









5 %-Klausel

Ihr Schreiben vom 10.03.2008

Sehr geehrter Herr Becker, 

der Saarländische Städte- und Gemeindetag bedankt sich für die Möglichkeit, zur Frage der 5 %-Klausel aus Anlass des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur entsprechenden Klausel bei Kommunalwahlen im Land Schleswig-Holstein und dessen möglichen Auswirkungen auf das Saarland Stellung nehmen zu dürfen. 

I.

Die geltende Rechtslage im Saarland
Kommunalwahlen werden im Saarland im Regelfall nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt (Art. 121 Saarländische Verfassung, § 2 Kommunalwahlgesetz, KWG). Nur Wahlvorschläge, die mindestens 5 % der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Stimmen erhalten haben, werden bei der Verteilung der Sitze berücksichtigt (§ 41 Abs. 1 S. 1 KWG). Der Verfassungsgerichtshof des Saarlandes hat sich (zuletzt) mit Urteil vom 14.07.1998 (Lv 4/97, abgedruckt in der SKZ 1999, 184) mit dieser Klausel auseinandergesetzt und festgestellt, die Entscheidung des Gesetzgebers, die Beschränkung der Gleichheit des Erfolgswertes der bei Kommunalwahlen abgegebenen Stimmen sei zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften erforderlich, sei auch gegenwärtig nicht zu beanstanden. Weder die Einführung der unmittelbaren Wahl von Bürgermeistern und Landräten noch die Einführung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid habe zu einer ins Gewicht fallenden Veränderung der Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften geführt. Den Räten verbleibe auch nach diesen Änderungen eine Vielzahl wesentlicher, für die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft notwendigen Zuständigkeiten. Störungen der Funktionsfähigkeit der gemeindlichen Selbstverwaltung seien durch eine übermäßige Zersplitterung bei Fehlen einer Sperrklausel nicht auszuschließen. Angesichts der von dem Gesetzgeber bestimmten Größe der kommunalen Volksvertretungen im Saarland erlaubten – anders als in anderen Bundesländern – vergleichsweise wenige gültige Stimmen, einen Sitz zu erringen. Eine denkbare politische Zersplitterung der Räte könnte einer gemeinwohlverträglichen Arbeit der kommunalen Volksvertretung abträglich sein.

II.

Die Urteile betreffend das Kommunalwahlrecht in Schleswig-Holstein und Thüringen

Wenngleich die Einladung vom 10.03.2008 natürlich nur Bezug nehmen konnte auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 13.02.2008 (2 BvK 1/07) die schleswig-holsteinische Klausel betreffend, ist natürlich in die Diskussion nunmehr auch das zwischenzeitlich ergangene Urteil des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom 11.04.2008 (VerfGH 22/05) einzubeziehen. Beide Urteile kommen zum Ergebnis, das die jeweiligen 5-%-Klauseln im schleswig-holsteinischen bzw. thüringischen Kommunalwahlrecht rechtswidrig und daher nichtig sind. 

Die tragenden Gründe in beiden Urteilen sind die, die Sperrklausel bewirke eine Ungleichgewichtung der Wählerstimmen. Sie würden hinsichtlich ihres Erfolgswerts ungleich behandelt, je nach dem, ob die Stimme für eine Partei (oder Wählergruppe) abgegeben würde, die mehr als 5 % der Stimmen auf sich vereinigen konnte, oder für eine Partei (oder Wählergruppe), die an der 5 %-Sperrklausel gescheitert sei. Dies beeinträchtige das Recht auf Chancengleichheit. Und der durch Gesetz erfolgte Eingriff in das Recht auf Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit sei nicht gerechtfertigt.

Keinesfalls komme als Rechtfertigung in Betracht, dass die Klausel dem Zweck diene, verfassungsfeindliche oder extremistische Parteien von der Beteiligung an kommunalen Vertretungsorganen fernzuhalten. Auch in der Sicherung der Gesamtwohlorientierung politischer Kräfte könne gegenwärtig kein zwingender Grund für die Beibehaltung der Klausel gesehen werden. Aus der Erforderlichkeit der Sperrklausel für Bundestags- oder Landtagswahlen könne nicht ohne weiteres auf die Erforderlichkeit auch für Kommunalwahlen geschlossen werden. Hinreichende Gründe, die die Beibehaltung der Klausel zur Sicherung der Funktionsfähigkeit nach den rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen erforderlich machten, seien nicht ersichtlich.

III.

Die Stellungnahme des Saarländischen Städte- und Gemeindetages

1.

Der Saarländische Städte- und Gemeindetag sieht angesichts der beiden zitierten Urteile der Verfassungsgerichte im Hinblick auf die im Saarland bestehende kommunale Sperrklausel zumindest erheblichen Erörterungs-, wenn nicht gar Änderungsbedarf. Allerdings bleibt festzustellen, dass nach wie vor in Rheinland-Pfalz eine Sperrklausel existiert. Nach § 41 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes Rheinland-Pfalz nehmen die Parteien und Wählergruppen an der Zuteilung der Sitze nicht teil, deren Stimmenzahl die Wahlzahl nicht erreicht. Die Wahlzahl wird definiert als die ganze Zahl, die sich ergibt aus der Gesamtzahl der Stimmen aller Parteien und Wählergruppen der Gemeinde, geteilt durch 33. Dies führt quasi zu einer 3,03 %-Klausel. Diese Klausel wurde durch Gesetz vom 22.07.1988 eingeführt und erstmals für die Kommunalwahlen 1989 angewendet. Damals regierte eine Koalition aus CDU und FDP. Während in der entscheidenden Landtagssitzung der damalige Fraktionsvorsitzende der FDP die Zahl 33 als einen Kompromiss zwischen unterschiedlichen Vorstellungen der Koalitionspartner darstellte, bezog ein Abgeordneter der CDU die Zahl 33 darauf, sie liege in der Mitte zwischen 5 und 59 (das seien die Zahlen die in Ratsgremien vorkämen) und die Zahl entspreche außerdem der Zahl der Mandate im kleinsten Landkreis. 

Jedenfalls ist festzuhalten, dass diese Klausel bis heute Gültigkeit hat.

2.

Auch das Bundesverfassungsgericht ist der Auffassung, dass die mit einiger Wahrscheinlichkeit zu erwartende Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane die 5 %-Sperrklausel rechtfertigen könne (o. a. Urteil, Rdnr. 126, zitiert nach juris). Das Gericht kommt allerdings zum Ergebnis, der Antragsgegner habe solche Gründe weder im Gesetzgebungsverfahren noch im Verfahren vorm Bundesverfassungsgericht deutlich gemacht (ebenda, Rdnr. 128). Eine tatsächliche Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane hätte erhebliches Gewicht (ebenda, Rdnr. 131). 

Im Weiteren begründet das Gericht, warum es der Auffassung ist, dass eine solche Beeinträchtigung, die im Übrigen nicht deutlich gemacht worden sei, auch nicht vorliege. Insbesondere verweist das Gericht auf die Direktwahl des Bürgermeisters, auf seine im eigenen Zuständigkeitsbereich bereits gegebene alleinige umfassende Verantwortung für die Leitung der Gemeindeverwaltung, für die sachliche und wirtschaftliche Erledigung der Aufgaben und für den Geschäftsgang der Verwaltung. Das Gericht weist auch auf das Eilentscheidungsrecht hin (ebenda, Rdnr. 134).

3.

Weiter weist das Gericht auf die vielen ehrenamtlich verwalteten Gemeinden (in Schleswig-Holstein!) hin, bei denen die Gemeindevertretung nach wie vor den Bürgermeister wählten. Allerdings hätten sämtliche ehrenamtlich verwalteten Gemeinden in Schleswig-Holstein weniger als 10 000 Einwohner, was dazu führe, dass maximal 19 Gemeindevertreter zu wählen seien. Bei einem zu wählenden Gremium mit 19 Sitzen betrage schon die faktische Sperrklausel 5 %. Der Wegfall der Sperrklausel würde sich in allen ehrenamtlich verwalteten Gemeinden – und damit in nahezu 95 % aller schleswig-holsteinischen Gemeinden – praktisch nicht auswirken (ebenda, Rdnr. 135). 

4.

Die Ausführungen erscheinen bemerkenswert, sind sie doch auf die saarländischen Verhältnisse überhaupt nicht übertragbar. 

Im Saarland gibt es keine ehrenamtlichen Bürgermeister. Im Saarland hat die kleinste Gemeindevertretung (und der kleinste Kreistag) 27 Mitglieder, so dass von einer faktischen 5 %-Sperrklausel, von der das Bundesverfassungsgericht – soeben zitiert – in   95 % der schleswig-holsteinischen Fälle ausgeht, nicht die Rede sein kann. 

5.

In vielen Fällen wird auch nicht nur auf den Wegfall der Wahl der Bürgermeister durch den Rat, sondern auch auf die Befugnisse des Bürgermeisters hingewiesen. Was das Bundesverfassungsgericht dazu gesagt hat, ist soeben ausgeführt worden. Der Thüringer Verfassungsgerichtshof führt dazu – quasi ergänzend – aus, der Bürgermeister gehöre neben den aus den Gemeinderatswahlen hervorgegangenen Mitgliedern dem Gemeinderat an, ebenso sei er Mitglied in dem Gemeinderatsausschüssen (bereits zitiertes Urteil, III. 3. abb.)

Auch insoweit stellt sich die Rechtslage im Saarland (leider) anders dar: Der Bürgermeister (und der Landrat) verfügt nicht über eine Stimme im Rat, sie sind keine Mitglieder der Ausschüsse. 

6.

Beide Urteile (Bundesverfassungsgericht, Thüringer Verfassungsgerichtshof) heben zu Recht den Grundsatz der Wahlgleichheit hervor, der es gebiete, der Stimme jedes Wählers den gleichen Zählwert und im Rahmen des Wahlsystems auch den gleichen Erfolgswert zukommen zu lassen. Wie bereits zitiert hat das Bundesverfassungsgericht aber diesen Grundsatz der Wahlgleichheit nicht absolut gesetzt, sondern hinzugefügt, eine mit einiger Wahrscheinlichkeit zu erwartende Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Vertretungsorgane könne die Sperrklausel rechtfertigen. 

Zudem darf doch angemerkt werden, dass mit diesem Grundsatz zwar dem Prinzip des gleichen Erfolgswerts jeder Stimme innerhalb einer Gemeinde (eines Kreises) Rechnung getragen wird, dies aber nicht zu gleichen Ergebnissen in allen Gemeinden (Landkreisen) führt. Dies liegt an der unterschiedlichen Größe der Räte, die sich im Saarland zwischen 27 und 63 bewegt. 

7.

Angeführt worden ist bereits die Tatsache, dass es in Schleswig-Holstein sehr viele Gemeinden mit erheblich kleineren Räten gibt als im Saarland. Dieser Befund trifft auch auf viele andere Bundesländer zu. Nach meiner Kenntnis liegt dem Ausschuss eine entsprechende Übersicht vor.

Bedeutsam in diesem Zusammenhang erscheint aber auch die Tatsache, dass bei Wegfall der Sperrklausel es unterschiedlicher prozentualer Erfolge einer Partei oder Wählergruppe bedarf, um in einen Rat zu gelangen. Beigefügt ist eine beispielhafte  fiktive Rechnung mit 6 Wählergruppen/ Parteien, bei denen nach saarländischem Kommunalwahlrecht errechnet worden ist, wie viele Sitze auf die einzelnen Gruppierungen nach dem d' Hondt'schen Höchstzahlverfahren entfallen (§ 41 Abs. 2 S. 1 KWG). Im fiktiven Beispiel ergibt sich 

· bei einem Rat mit 27 Sitzen, das auf die Gruppierungen E und F kein Sitz entfällt, 

· wohingegen diese Gruppierungen bei einem Rat mit 63 Mitgliedern je 1 Sitz zugeteilt bekämen.

In diesem Beispiel hätten die Gruppierungen E 2,9 %, bzw. F 1,9 % der Stimmen erhalten. Im einen Fall (großer Rat) reichten 1,9 % für einen Sitz aus, im anderen (kleiner Rat)  2,9 % nicht. 

8.

In den die kommunale Sperrklausel aufhebenden Urteilen wird abgehoben auch auf die Unterschiede zwischen den Parlamenten (Bundestag, jeweiliger Landtag) einerseits und den kommunalen Vertretungskörperschaften (Räten) andererseits. Die Sperrklauseln auf der Ebene des Bundes und der Länder werden im Hinblick auf die notwendige Regierungsbildung für verfassungsgemäß erachtet. Hiergegen ist nichts einzuwenden. Jedoch erscheint die Begründung, die kommunalen Vertretungskörperschaften seien in ihrer Funktionsfähigkeit bei Wegfall einer jeglichen Sperrklausel nicht wesentlich beeinträchtigt, zu hinterfragen. Auf den Umstand, dass im Saarland der Bürgermeister über keine Stimme im Rat verfügt, ist bereits hingewiesen worden. 

Im Übrigen verkennt die Begründung, wesentliche Beeinträchtigungen könnten nicht eintreten, dass auch in kommunalen Räten anderen Vertretungskörperschaften (Parlamenten) vergleichbare Entscheidungsprozesse ablaufen müssen, ohne die die jeweilige Gemeinde nicht "funktioniert". Zu denken ist insbesondere an den Katalog der vorbehaltenen Aufgaben (§ 35 KSVG), namentlich an die Haushaltssatzung, die Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe, die Abgaben– und Gebührensatzungen und einiges andere mehr. 

9.

In den bereits zitierten Urteilen wird – jedenfalls im Hinblick auf das geltende saarländische Kommunalverfassungsrecht – auch die Stellung des Bürgermeisters überzeichnet. 

Es bleibt eine Tatsache, dass eine quantitative Zunahme von Fraktionen Entscheidungsprozesse schwerfälliger werden lässt. Dabei ist auch zu beachten, dass zunehmend Genehmigungsfiktionen gesetzlich niedergelegt werden, die bei nicht rechtzeitiger Reaktion des Rates ggf. zu Lasten des Gemeinwohls sich auswirken können. Bei Nichteinigung oder nicht rechtzeitiger Einigung "unterliegt" ggf. das Gemeinwohlinteresse. 

Solche Genehmigungsfiktionen enthält beispielsweise seit Jahren vermehrt die Landesbauordnung. Ohnehin ist ein (gesetzgeberischer) Trend in diese Richtung mit der Begründung der Verschlankung und Beschleunigung bürokratischer Verfahrensabläufe zu verzeichnen. Die termingebundene Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie (Stichwort "Einheitlicher Ansprechpartner") wird ein weiterer Meilenstein auf diesem Wege sein.

10.

Angesichts der unterschiedlichen Verhältnisse (in Schleswig-Holstein und Thüringen viele ehrenamtliche Bürgermeister, grundsätzlich erheblich kleinere Räte als im Saarland) erscheint es durchaus vertretbar, unter Würdigung der besonderen Verhältnisse die Ergebnisse in diesen beiden Ländern nicht 1 : 1 auf das Saarland zu übertragen. Allerdings geben die Entscheidungen wie im Übrigen auch die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes des Saarlandes aus dem Jahre 1998 zur Überlegung Anlass, ob eine Sperrklausel in der bisherigen Höhe von 5 % geboten erscheint. Der Gesetzgeber könnte – und darin mögen sie eine Anregung des Saarländischen Städte- und Gemeindetages sehen – auch aufgrund der inzwischen gemachten Erfahrungen in anderen Bundesländern zum Ergebnis gelangen, eine geringere Sperrklausel (z. B. 3 %) für notwendig, aber auch ausreichend zu erachten, die nach wie vor erforderliche Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften nicht wesentlich zu beeinträchtigen. 

Mit freundlichen Grüßen

gez.  Richard Nospers

Anlage:
Fiktives Wahlergebnis der Gemeinde X
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